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Viel Bewegung – wenig Forschung 

Zu- und Gegenstand von sozialwissenschaftlicher  
Protest- und Bewegungsforschung in der Bundesrepublik  

Sebastian Haunss und Peter Ullrich 

Zustand 

Wir leben in einer »Bewegungsgesellschaft« (Meyer, Tarrow 1998; 
Neidhardt, Rucht 1993). Seit den 1960er Jahren sind Proteste und soziale 
Bewegungen zum festen Bestandteil des bundesdeutschen politischen Sys-
tems geworden. Die Zahl der Proteste und der ProtestteilnehmerInnen ist 
zwar in einzelnen Jahren starken Schwankungen ausgesetzt, hat sich aber 
im Durchschnitt seit Ende der 1960er Jahre auf einem hohen Niveau stabi-
lisiert (Neidhardt, Rucht 2001). Wie in anderen westlichen Ländern auch, 
hat der Protestzyklus der 1960er Jahre zu einer Etablierung und Normali-
sierung von bewegungsförmigen Protesten geführt. Längst sind die For-
men so genannter »unkonventioneller Beteiligung« zum festen Bestandteil 
politischer Auseinandersetzungen geworden (Roth, Rucht 2008), und 
selbst etablierte politische Akteure bis hin zu politischen Parteien greifen 
immer wieder auf manche eigentlich den sozialen Bewegungen zugeschrie-
benen Protestformen, wie Demonstration, Kundgebung, Unterschriften-
sammlung bis hin zu Akten zivilen Ungehorsams, zurück.1 Die Veralltägli-
                                                        
 1 Beredte historische Beispiele für diesen Konnex sind die sozialdemokratischen und kom-

munistischen Parteien, die der ArbeiterInnenbewegung entstammen und die aus der Um-
welt- und BürgerInnenrechtsbewegung hervorgegangenen »Bündnis 90/Die Grünen«. Ak-
tuell sind vor allem die Partei DIE LINKE und die Piratenpartei bewegungsaffin. Die 
Piratenpartei hat eine starke Wurzel in den derzeitigen Bewegungen gegen Überwachung 
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chung von sozialen Bewegungen und Protest und der damit einhergehende 
Aufmerksamkeitsverlust in den Massenmedien wurde immer wieder wel-
lenförmig durchbrochen – durch die Neuen Sozialen Bewegungen der 80er 
Jahre (unter anderem Friedens-, Frauen- und Umweltbewegung), die Glo-
balisierungskritik seit der Jahrtausendwende und in jüngster Zeit mit den 
Protesten gegen Castor-Transporte und Infrastrukturprojekte wie Stuttgart 
21 (Hutter, Teune 2012). 

Ausgelöst von den jüngsten Protesten in Deutschland und mehr noch 
dem arabischen Frühling, den Krisenprotesten in Südeuropa und der Oc-
cupy-Bewegung folgte in der politischen Öffentlichkeit wieder eine rege 
Diskussion über Rolle und Bedeutung sozialer Bewegungen in gesellschaft-
lichen Krisen- und Umbruchsituationen (Roth 2012). Auch wenn sich die 
Diskussion sehr stark auf Ausschnitte des komplexen Phänomens fokussier-
te, beispielsweise die Rolle von Facebook im arabischen Frühling oder das 
scheinbar neue Phänomen der konservativen »Wutbürger« viele Berichte do-
minierten, gilt also wieder die Zustandsbeschreibung »viel Protest«.  

Wir leben aber nicht nur in einer Bewegungsgesellschaft, sondern auch 
in einer Wissensgesellschaft – einer Gesellschaft, in der die Produktions-
verhältnisse nach wie vor kapitalistisch strukturiert sind, und in der indus-
trielle Produktion nicht verschwinden wird, in der aber theoretisches Wis-
sen als Produktivkraft eine immer bedeutendere Rolle spielt (Heidenreich 
2003; Kumar 2005; Stehr 1994). Wissensgesellschaften sind nicht nur 
durch die zunehmende ökonomische Bedeutung von Wissen geprägt – sie 
sind nicht nur Wissensökonomien. Wissensgesellschaften sind auch da-
durch charakterisiert, dass Wissenspolitiken Gesellschaft ordnen, Macht 
und Herrschaft legitimieren, gestalten und festigen, Ansichten normieren, 
Menschen ein- und ausschließen (Foucault 2008; Butler 1991; Jäger 2001; 
Keller 2008). Wissensgesellschaften bilden zudem hochgradig spezialisierte 
Institutionen aus, die systematisch Wissen produzieren, verwalten, diffe-
renzieren und damit eine Art zweite, auch immer wieder in die Gesellschaft 
zurückwirkende Beobachter-Realität schaffen. Der zentrale »Ort« dafür ist 
die Wissenschaft. Sie erarbeitet detailliertes Wissen vom Funktionieren der 

                                                                                                                     
und Grundrechtsabbau. DIE LINKE begreift sich explizit als bewegungsnah und for-
muliert schon in der Präambel ihres Programms: »Gemeinsam mit Bürgerinnen und 
Bürgern in Deutschland, in Europa und weltweit, mit Gewerkschaften und Bewegungen 
suchen wir nach alternativen Lösungen und gesellschaftlichen Alternativen.« (Programm 
der Partei DIE LINKE 2011). 
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Weltwirtschaft2 bis zum Paarungsverhalten der Nacktmulle und produziert 
entsprechende Einrichtungen und legitimierte SprecherInnen, die »Exper-
tInnen«. 

Angesichts dieser Situation ist es bemerkenswert, dass es in der Bun-
desrepublik eine institutionalisierte Wissenschaft des Protests und der so-
zialen Bewegungen kaum gibt. Während im angelsächsischen Raum und 
insbesondere den USA die Bewegungsforschung eine etablierte Subdiszi-
plin der Soziologie und in geringerem Umfang auch der Politikwissenschaft 
ist und beispielsweise auch in Italien, Frankreich, den Niederlanden oder 
Schweden etablierte Zentren der Bewegungsforschung existieren, gibt es in 
Deutschland keine strukturell verankerte universitäre Forschung über die 
Breite des Feldes sozialer Bewegungen.3 Die einzige universitäre For-
schungseinrichtung zu sozialen Bewegungen in der Bundesrepublik, das 
Bochumer »Institut für soziale Bewegungen«, ist in seiner bisherigen Aus-
richtung historisch (auf die ArbeiterInnenbewegung) und regional (auf das 
Ruhrgebiet) fokussiert.4 Allein am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung (WZB) gab es bis zum vorvergangenen Jahr kontinuierliche so-
zialwissenschaftliche Protestforschung durch die von Friedhelm Neidhardt 
Ende der achtziger Jahre gegründete und später von Dieter Rucht geleitete 
Abteilung »Öffentlichkeit und soziale Bewegungen« und dort etablierte 
Forschungsgruppen. Mit der Pensionierung Ruchts ging allerdings auch die 
Arbeit der Gruppe am WZB zu Ende, da die Stelle nicht neu ausgeschrie-
ben wurde.  

Vereinzelt gibt es Drittmittelprojekte, in denen zu einzelnen Protesten 
oder Aspekten sozialer Bewegungen geforscht wird und lose Forschungs-
kooperationen wie beispielsweise das DFG-Netzwerk »Neue Perspektiven 
auf Soziale Bewegungen und Protest« (Roose, Ullrich 2012). Diskontinuier-
lich entstehen einzelnen Protestphänomenen gewidmete regionale Cluster 
wie an der Universität Siegen oder auch kurzfristigen medialen Aufmerk-

                                                        
 2 Dieses Wissensfeld ist angesichts der Hilflosigkeit der »ExpertInnen« im Umgang mit 

den Wirtschafts-, Finanz- und Staatsschuldenkrisen der vergangenen Jahre allerdings 
eher ein Beispiel dafür, dass hohe Spezialisierung keinesfalls ein Qualitätsgarant ist. Viel-
mehr kann ausdifferenziertes Spezialwissen gegebenenfalls eher die Fiktion des Verste-
hens komplexer Prozesse aufrechterhalten.  

 3 Einen ausführlichen Überblick über die Institutionalisierung in verschiedenen Ländern 
und informellere persönliche Netzwerke in der Forschung liefert Rucht (2011). 

 4 Die kürzlich erfolgte Ausschreibung einer sozialwissenschaftlich ausgerichteten Juniorpro-
fessur zum Thema »Globalisierungskonflikte, Arbeit und soziale Bewegungen« deutet 
hier einen gewissen Richtungswechsel an. 
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samkeitswellen folgende Forschungsprojekte, wie die vom Göttinger Insti-
tut für Demokratieforschung durchgeführte BP-Gesellschaftsstudie »Die 
neue Macht der Bürger« (Marg et al. 2013). Diese Studie war aufgrund der 
Industriefinanzierung in sozialen Bewegungen harscher Kritik ausgesetzt. 
Und auch in der forschenden Community ist der wohl zum Teil intranspa-
rente Umgang mit dem Finanzier der Studie heftig diskutiert worden,5 wo-
gegen sich das für das Projekt verantwortliche Göttinger Institut für De-
mokratieforschung wehrte (Walter et al. 2013). Unabhängig vom Wahr-
heitsgehalt der divergierenden Sichtweisen auf die Probleme dieser kon-
kreten Befragung verweist die Debatte auf ein grundsätzliches Problem der 
Bewegungsforschung in Deutschland: Ohne institutionelle Absicherung ist 
es um die Bedingungen für eine Wissensproduktion über soziale Bewegun-
gen schlecht bestellt, die nicht nur von den Unwägbarkeiten der Drittmit-
telforschung und interessengeleiteten ad-hoc-Entscheidungen von wirt-
schaftlich orientierten Förderern oder Stiftungen abhängig ist. 

Institutionelle Kontinuität der deutschen Bewegungsforschung stellt 
am ehesten das seit nunmehr 25 Jahren existierende »Forschungsjournal 
Soziale Bewegungen« (ehemals »Forschungsjournal Neue Soziale Bewe-
gungen«) mit dem damit verbundenen Arbeitskreis Soziale Bewegungen 
der Deutschen Vereinigung für Politikwissenschaft (DVPW) her. Aller-
dings verfolgt das Forschungsjournal, anders als sein Name vermuten lässt, 
ein breiteres Themenfeld – von Bewegungsforschung über Zivilgesell-
schafts-, Engagement- bis zur Parteienforschung. Als Medium an der 
Grenzlinie zwischen Wissenschaft und Journalismus hat es nie die Reputa-
tion der etablierten (aber deutlich später gegründeten) englischsprachigen 
Fachzeitschriften »Mobilization« und »Social Movement Studies« erreicht.  

Nichtsdestotrotz gab es in den letzten beiden Jahren auch hierzulande 
eine ungewöhnliche Vielzahl von Publikationen, Workshops und wissen-
schaftlichen Konferenzen, besonders zum arabischen Frühling und zur 
Occupy-Bewegung. Protestforschung ist ein sehr beliebtes Thema für wis-
senschaftliche Qualifikationsarbeiten,6 doch eine berufliche Perspektive 

                                                        
 5 Vgl. dazu Müller (2013) und die Diskussion über BP als Drittmittelgeber, die in der Mai-

lingliste Bewegungsforschung via Jana Ballenthien, bewegungsforschung@lists.riseup.net 
geführt wurde. 

 6 Die mangelhafte Institutionalisierung von fachlicher Kompetenz in der Breite verdeut-
licht sich auch im Bestehen des seit mehreren Jahren vom AK Soziale Bewegungen der 
DVPW in Berlin durchgeführten Kolloquiums »Politik von unten«, welches für viele 
Promovierende deutscher Hochschulen der einzige Anlaufpunkt zum Austausch über 
ihre Forschung unterhalb von Kongresspräsentationen ist. 



294 F O R S C H E N ,  L E H R E N ,  L E R N E N  

lässt sich mit solcher Expertise in der Bundesrepublik nicht begründen. 
Dabei ist das gesellschaftliche Interesse an kompetenten Einschätzungen 
zum Protestgeschehen in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen, 
was sich unter anderem an der wachsenden Zahl an Interviews und Kom-
mentierungswünschen durch JournalistInnen zeigt.  

Gegenstand 

Gelegentlich konnte dabei auch mancher Medienhype aus der Wissen-
schaftsperspektive empirisch geerdet werden: So zeigte beispielsweise die 
Arbeit der Berliner ForscherInnengruppe, dass die in Stuttgart demonstrie-
renden »Wutbürger« mitnichten so stark vom üblichen DemonstrantInnen-
profil, beispielsweise der Friedensbewegung, abwichen. Anders als häufig 
angenommen wurde, waren sie nur wenig bürgerlicher oder konservativer; 
auch in Stuttgart waren vor allem recht gut gebildete, linksliberale Mittel-
schichtangehörige, die bereits zu anderen Anlässen Demonstrationserfah-
rungen gesammelt hatten, auf den Straßen (Baumgarten, Rucht 2013). Die 
Forschung zu sozialen Bewegungen ist geeignet, falsches Allerweltswissen 
zu verunsichern, aktuelle Proteste zu »vermessen« und kompetente Ein-
schätzung zum Protestgeschehen zu geben – im besten Fall theoretisch be-
gründet, empirisch breit unterfüttert und auch historisch und global infor-
miert. Dieses zeitlich und geographisch breite Wissen ist von besonderer 
Relevanz, wenn in der kurzen Aufmerksamkeitshorizonten folgenden me-
dialen Öffentlichkeit scheinbar neue Phänomene oder Formen entdeckt 
werden. Die mediale Berichterstattung über Occupy suggerierte beispiels-
weise häufig und fälschlicherweise, mit den Camps sei eine neue Protest-
form entstanden, und vergaß dabei, dass die Inanspruchnahme öffentlicher 
Plätze zu den ältesten Protestritualen gehört (Tilly 1995), und dass es ins-
besondere in der jüngeren Vergangenheit, zum Beispiel mit der Besetzung 
des Tiananmen Platzes, prominente Vorläufer gab. Ein anderes Beispiel ist 
die übliche Assoziation von Selbstmordattentaten mit dem radikalen Isla-
mismus, obwohl diese eine weit zurückreichende ›Tradition‹ unter anderem 
in asiatischen Ländern haben. 

Protestforschung behandelt aus ihrer Perspektive einige der drängend-
sten Probleme unserer Zeit. Während unter postdemokratischen Vorzei-
chen inhaltlich kaum mehr unterscheidbare Parteien ihre Bindungskraft 
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verlieren (Crouch 2004; Pharr, Putnam 2000), während mehr und mehr 
politische Entscheidungsmacht an dürftig legitimierte supranationale Insti-
tutionen oder technokratische Expertengremien delegiert wird (Leibfried, 
Zürn 2006), während eine autoritäre Austeritätspolitik demokratische Insti-
tutionen mit unverblümter Offenheit aushebelt, werden von vielen Seiten 
große Hoffnungen in soziale Bewegungen gesetzt. Diese entwickeln andere 
Formen des Austauschs und der kollektiven Entscheidungsfindung und 
sind ein zentraler gegenhegemonialer Akteur in der aktuellen Krisenbewäl-
tigung und in vielen anderen umstrittenen Politikfeldern. Soziale Bewegun-
gen können »Laboratorien der Demokratie« (Calhoun 2013; Teune 2012) 
sein und stehen – wenn auch nicht ausschließlich – für den Versuch der 
Einlösung von Michel Foucaults Utopie, »nicht dermaßen regiert zu wer-
den«, sondern die eigenen Geschicke in die eigenen Hände zu nehmen 
(Dege et al. 2010).  

Soziale Bewegungen sind Träger und Ausdruck von gesellschaftlichen 
Veränderungen (Melucci 1996). Sie kündigen diese an, bevor Richtung und 
Inhalt der Veränderungen feststehen. Sozialer Wandel in modernen Gesell-
schaften ist ohne eine Analyse sozialer Bewegungen nicht zu verstehen. Sie 
sind zentrale Akteure, die die bestehende Ordnung destabilisieren und die 
Wandlungsprozesse antreiben und beschleunigen oder auch versuchen, 
sich ihnen zu widersetzen. Dies gilt für die Makro-Prozesse gesellschaftli-
chen Wandels, aber auch für viele kleinteilige gesellschaftliche Konflikt-
konstellationen, in denen der Outcome nicht soziale Transformation, son-
dern Policy-, Norm- oder Einstellungswandel ist. 

Besonders auf dieser Ebene hat die Bewegungsforschung in den letzten 
Jahrzehnten zu einem beachtlichen Wissensfortschritt geführt: Welches 
sind die politischen Gelegenheitsstrukturen, die es sozialen Bewegungen 
erleichtern, für ihre Forderungen Unterstützung zu finden und diese auch 
durchzusetzen (Kitschelt 1986; Kriesi 1995; Tarrow 1994)? Welche diskur-
siven und performativen Strategien erlauben es Bewegungen, die in der 
Regel weder über große finanzielle noch über Machtressourcen verfügen, 
dennoch gegenüber finanzstarken, institutionalisierten und machtvollen 
GegnerInnen zu bestehen (Benford, Snow 2000; Gamson 1992)? Welche 
ihrer Problemdeutungen erzielen gesellschaftliche Resonanz und entspre-
chende Mobilisierungserfolge (Snow et al. 1986; Gerhards, Rucht 1992; 
Ferree et al. 2002)? Wie entstehen überhaupt Bewegungen als kollektive 
Akteure, die in gesellschaftliche Konflikte intervenieren und mehr sind als 
bloße Aggregation zufällig versammelter Individuen (Melucci 1995)? Welche 
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biographischen Faktoren führen zu (dauerhaftem) Engagement (McAdam 
1999; Passy, Giugni 2000)? Welche Netzwerke bilden Bewegungen, zivilge-
sellschaftliche Organisationen und Individuen heraus (Diani 2003)? Gibt es 
wiederkehrende Mechanismen, die soziale Bewegungen über die Zeit und 
geographische Räume hinweg verbinden (McAdam et al. 2001)? Auch wenn 
es in der Bewegungsforschung – wie überall in den Sozialwissenschaften – 
keine allgemein anerkannten Antworten auf diese Fragen gibt und verschie-
dene Denkschulen jeweils unterschiedliche Aspekte stärker in den Vorder-
grund rücken, ist in den letzten Jahrzehnten das Wissen über die Bedeutung 
und die Funktionsweisen sozialer Bewegungen enorm gewachsen – begleitet 
von einer epistemischen Ausdifferenzierung und eigenständigen Methoden-
entwicklung (Hellmann, Koopmans 1998; Klandermans, Staggenborg 2002).  

Der besondere Nutzen von Protestforschung besteht darin, dass sie, 
zumindest solange es um eher progressive Bewegungen geht,7 oft von einer 
gewissen Grundsympathie mit ihrem Objekt angetrieben, doch meist aus-
reichend kritische Distanz wahrt, um nicht schlicht die Selbstbeschreibun-
gen und Selbstmissverständnisse der Bewegungen zu reproduzieren. Pro-
testforschung in diesem Sinne hinterfragt nicht nur mediales Schablonen-
wissen über den Protest, sondern auch das Meinen der Bewegten (Ullrich 
2012a). Sie erforscht im besten Fall, diejenigen Konstitutionsbedingungen, 
Dynamiken und Folgen von Protest, die aus der Innensicht oft kaum deut-
lich werden. Dazu gehören auch Ambivalenzen der Bewegungspolitik, bei-
spielsweise die Lücken zwischen eigenen universellen Ansprüchen und oft 
sehr partikularen Praxen, wenn beispielsweise informelle Hierarchien die 
selbstgesetzten egalitären Ansprüche unterlaufen. Oder sie kann zeigen, 
wie sehr bestimmte Abgrenzungs- und Identitätsbedürfnisse oder nationale 
Prägungen für Bewegungshandeln bestimmend werden (Daphi et al. 2013; 
Eder 2000; Ferree et al. 2002; Ludwig 1995; Ullrich 2012a) und trägt damit 
auch zum Verständnis von Schwierigkeiten in der wachsenden transnatio-
nalen Kooperation sozialer Bewegungen bei. Bewegungsforschung stellt 
damit auf verschiedenen Ebenen auch Wissensangebote für eine kritische 
Selbstreflektion von Protestakteuren bereit. 

Höchst notwendig ist kritische Protestforschung auch hinsichtlich des 
Umgangs der Gesellschaft und insbesondere des Staates mit Protest. Die 
konkrete Choreographie von Protestereignissen (Marx 2003; Scholl 2012) 

                                                        
 7 Die frühe deutsche Protestforschung beschäftigte sich fast ausschließlich mit progressi-

ven Neuen Sozialen Bewegungen, hat diesen Fokus aber längst zugunsten einer breite-
ren Sichtweise aufgeweicht, die auch religiöse oder rechtsradikale Bewegungen umfasst.   
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ist häufig das Ergebnis der Interaktion von mindestens zwei Akteurs-
gruppen: der Protestierenden und der Polizei oder anderer Repressions-
organe, auch wenn letztere nicht die eigentlichen Adressaten des Protests 
sind. In der Bundesrepublik war seit den 1960er Jahren ein zunehmendes 
Maß an Toleranz gegenüber Protestierenden sowie eine Abnahme des Ein-
satzes eskalierender Polizeistrategien zu beobachten. Der polizeiliche Res-
pekt für das demokratische Recht auf öffentlichen Protest war gestiegen, 
das war der Tenor der Forschung. Das ging bis hin zur Akzeptanz gering-
fügiger Gesetzesübertretungen im Sinne eines friedlichen Gesamtverlaufs 
von Demonstrationen (McPhail et al. 1998; Wisler 2003). Dieses Bild ent-
spricht in jüngster Zeit immer weniger der Realität (della Porta et al. 2006: 
4; Smith 2001: 16; Tackenberg, Wisler 2007: 7). Die übermäßige Brutalität 
des Polizeieinsatzes im September 2010 gegen die Gegner des Bahnhofs-
projektes »Stuttgart 21«, die Repressionsorgie gegen die Blockupy-Proteste 
in Frankfurt (Mai 2012) und die Auflösung aller größeren Occupy-Camps 
stehen für eine zunehmend repressive staatliche Antwort auf Proteste, be-
sonders in Zeiten der Krise (Ullrich 2012b). Präventivmaßnamen wie die 
martialische Armierung der BeamtInnen, einschließende Begleitung, dauer-
hafte Videoaufzeichnung, nationale und internationale Datensammlungen, 
verschärfte Auflagenerteilung, der Versand von »Gefährderanschreiben« 
und komplette Demonstrationsverbote lassen die Grenze von Prävention 
und Repression erodieren (della Porta, Diani 1999: 210; Heßdörfer et al. 
2010; Ullrich, Wollinger 2011; Winter 1998). Die Bewegungsforschung hat 
seit den 1990er Jahren dazu beigetragen, das Wissen über relevante Fakto-
ren der Interaktion zwischen Polizei und Protestierenden sowie über staat-
liche Gewalteskalation im Bereich unkonventioneller politischer Beteiligung 
und deren negative Wirkungen auf Grund- und Freiheitsrechte zu erhöhen 
(della Porta, Reiter 1998; Soule, Davenport 2009; Willems et al. 1988). Ange-
sichts neuerer polizeilicher Proteststudien und des zwar kontinuierlichen, 
aber extremismustheoretisch vernebelten Blicks des Verfassungsschutzes auf 
Protestbewegungen ist hier weitere akademische Forschung angezeigt. 

Die größte inhaltliche Herausforderung für die Protestforschung be-
steht sicherlich darin, die Auswirkungen gegenwärtiger tiefgreifender Trans-
formationsprozesse, die mit den Schlagworten Postfordismus, neoliberale 
Gouvernementalität, Globalisierung, Netzwerkgesellschaft oder Post-De-
mokratie verbunden sind, auf die Formierung und die Erfolgschancen von 
Protest zu verstehen, denn eine systematische gesellschaftstheoretische Re-
flexion findet derzeit meist nur am Rande des Feldes statt. Abgesehen von 
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einigen frühen, von den Debatten des französischen Neo- und Postmarxis-
mus geprägten Arbeiten, die soziale Bewegungen explizit als Ausdruck und 
Träger von makro-sozialen Veränderungsprozessen verstanden haben (Me-
lucci 1989; Touraine 1972; Touraine et al. 1982), der globalhistorischen 
Perspektive Charles Tillys (1984, 2004) und bisher kaum weiterverfolgten 
systemtheoretischen Ansätzen (Hellmann 1996; Luhmann 1996), hat sich 
die Bewegungsforschung in der Regel auf Theorien mittlerer Reichweite 
beschränkt (Rucht 2011: 34) und sich verschiedene neuere sozialtheoreti-
sche Entwicklungen, darunter den cultural und pictorial turn oder die Foucault-
sche Diskurs- und Gouvernementalitätstheorie bisher kaum fruchtbar ange-
eignet (Baumgarten, Ullrich 2012; Doerr et al. 2013). Aktuell dominiert ein 
rationalistisch-strategischer Blick durch eine »instrumentalist-structuralist 
lens« (Johnston 2009: 3) weite Teile der Profession – ein Ergebnis des prä-
genden Einflusses der US-amerikanischen Bewegungsforschung mit ihren 
spezifischen Theoriekontexten und ihrer Wahrnehmung von Bewegungen 
als einer Gruppe von Akteuren unter anderen im pluralistischen Wettbewerb 
der Interessendurchsetzung (Eyerman, Jamison 1991: 27). 

Bewegungsforschung ist daher bisher kaum in der Lage, Antworten 
darauf zu geben, ob etwa die allgegenwärtige neosoziale Aktivierungspolitik 
(Lessenich 2008; Rose 1996) letztlich hinderlich für Protest ist, weil sie 
vollkommen individualisierte Subjekte schafft, die im Fitnessstudio, im 
Jobcenter, beim Ernährungsberater oder im Personality Coaching nur 
gelernt haben, dass sie im Zweifel selbst an ihrer Misere schuld sind 
(Bröckling 2003; Schmidt-Semisch 2000)? Oder verhält es sich genau 
gegenteilig und die allgemeine Präkarität fungiert trotz Aktivierungspoliti-
ken nicht nur als Motor stets uneinlösbarer Aspirationen zur Selbstopti-
mierung, sondern kann gerade auch Ausgangspunkt von politischer 
Bewegung sein? Führt die Herausbildung einer Netzwerkgesellschaft 
tatsächlich, wie Manuel Castells (2004) behauptet, zum Bedeutungsverlust 
der Zivilgesellschaft als Kristallisationspunkt sozialer Bewegungen? Welche 
Konsequenzen haben die mit der Herausbildung von Wissensgesellschaf-
ten einhergehenden gesellschaftlichen Transformationsprozesse für die 
Verschiebung gesellschaftlicher Konfliktlinien und die Entstehungsbe-
dingungen sozialer Bewegungen (Haunss 2013)? Welche Auswirkungen hat 
die Mittelschichtdominanz im Phänomen Soziale Bewegungen auf die 
soziale Ungleichheit in einer sich wandelnden und partizipativer 
werdenden Demokratie? Und wird mit ihrer Thematisierung möglicher-
weise ein ebenso mittelschichtlastiger Blick auf soziale Konflikte verfestigt, 
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der andere Formen der Konfliktaustragung, wie beispielsweise Riots, de-
thematisiert (Hohenstatt, Rinn 2014)? Um zur Beantwortung solcher und 
anderer Fragen beizutragen, wäre in der deutschen Hochschullandschaft 
das nötig, was in den USA inzwischen an den renommierten Universitäten 
eine Selbstverständlichkeit ist: eine etablierte Protestforschung. 

Zukunft 

Ansätze, die in diese Richtung gehen, gibt es seit Kurzem in Berlin. Dort 
hat sich ein Kreis von Engagierten zusammengefunden, darunter ehemali-
ge Mitglieder der WZB-Gruppe und viele andere, Protestforschung wieder 
mit einem eigenen Ort zu versehen. Sie haben einen »Verein für Protest- 
und Bewegungsforschung e.V.« gegründet, der zusammen mit institutionel-
len PartnerInnen ein gleichnamiges Institut für »Protest- und Bewegungs-
forschung i.G.« ins Leben gerufen hat.8 Konkrete Kooperation besteht mit 
dem Wissenschaftszentrum Berlin, welches eine Geschäftsführungsstelle 
finanziert, und der Technischen Universität Berlin, die dem Institut Räume 
zur Verfügung stellt. Kooperationen mit anderen Forschungseinrichtungen 
in Berlin sowie auf nationaler und internationaler Ebene werden angestrebt 
oder derzeit schon aufgebaut, darunter möglicherweise ein Graduiertenkol-
leg zu europäischen Krisenprotesten. Mit dabei sind etablierte und jüngere 
ForscherInnen und PublizistInnen, die sich mit unterschiedlichen Aspek-
ten sozialer Bewegungen befassen und befasst haben. Das Institut ist als 
Forschungseinrichtung konzipiert, die zugleich auf intensive Kommunika-
tion mit der an ihren Forschungen interessierten Umwelt, also Medien, Zi-
vilgesellschaft usw. setzt. Insbesondere die Arbeit an der bestehenden Pro-
testdatenbank aus der WZB-Forschung soll mit langfristiger Perspektive 
als dauerhaftes Protestmonitoring fortgeführt werden. Geplant sind zudem 
anlassbezogene Befragungen Demonstrierender und Analysen aktueller 
Konflikte beispielsweise um Infrastrukturprojekte. Weitere Forschungspro-
jekte aus dem weiten Feld der oben skizzierten Fragen werden als Drittmit-

                                                        
 8 Aktuelle Informationen zu Verein und Institut, Mitgliedern und UnterstützerInnen, Mit-

wirkungsmöglichkeiten und Veranstaltungen sowie aktuelle inhaltliche Veröffentlichun-
gen und Vernetzungsangebote finden sich auf der Homepage www.protestinstitut.eu. 
Die beiden Autoren sind aktiv am Prozess des Institutsaufbaus beteiligt, ohne dass die-
ser Artikel deshalb als eine offizielle Institutsverlautbarung zu verstehen ist. 
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telprojekte am Institut angesiedelt sein. Laufende Teilforschungen dieser Art 
befassen sich unter anderem mit der Genossenschaftsbewegung, deliberativer 
Demokratie und Videoüberwachung von Demonstrierenden. Eine deutsch-
sprachige Tagung im Juni 2013 am WZB – mit dem auch hier namengebenden 
Thema »Viel Protest – wenig Forschung« – und eine internationale Tagung im 
kommenden Jahr sollen das Institut öffentlich bekannt machen. 

Im besten Fall könnte das Institut zu einem wichtigen Anker der Wis-
sensproduktion der Bewegungsgesellschaft werden. Eine nachhaltige Ver-
stetigung der Bewegungsforschung in Deutschland wird aber nur gelingen, 
wenn Anreize geschaffen werden, soziale Bewegungen nicht nur vor dem 
Hintergrund eigener Bewegungserfahrungen oder im Studium geweckten In-
teresses an Protest und seinen Akteuren in Studienabschluss- und Doktorar-
beiten zu beforschen. Theoretisch fundierte und über den einzelnen Fall hin-
ausgehende Forschung über die Dynamiken der Interaktion von Bewe-
gungen und Gesellschaft braucht langfristig angelegte Forschungsstrukturen 
– und das sind im deutschen Hochschulsystem einzig Professuren. 
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